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Schwangerschaftsabbrüche zählen zu den häufigsten gynäkologischen Eingriffen. Laut Statistischem 

Bundesamt entscheiden sich in Deutschland jedes Jahr rund 100.000 Frauen1 für die Beendigung ihrer 

Schwangerschaft. Im Jahr 2024 wurden bundesweit 106.455 Schwangerschaftsabbrüche registriert – 

etwa 292 Abbrüche pro Tag (Statistisches Bundesamt 2026). Die knappe Mehrheit der ungewollt 

Schwangeren ist zwischen 30 und 36 Jahre alt, und rund 57 % haben bereits ein oder mehrere Kinder 

(Statistisches Bundesamt 2026). Trotz dieser gesellschaftlichen Realität kriminalisiert das deutsche 

Strafrecht die Entscheidung für einen Schwangerschaftsabbruch. 

Eine Abtreibung kann gemäß § 218 StGB „rechtswidrig, aber straffrei“ erfolgen, wenn die ungewollt 

Schwangere ein streng vorgegebenes Verfahren befolgt. Über 96 % aller Abbrüche finden dementspre-

chend innerhalb der ersten zwölf Schwangerschaftswochen nach einer verpflichtenden Beratung mit 

anschließender Wartefrist von drei Tagen statt (Statistisches Bundesamt 2026). Dabei präsentiert das 

Strafrecht den Embryo als gleichrangiges Gegenüber zur Schwangeren, dessen Rechte unabhängig vom 

Schwangerschaftsstadium berücksichtigt werden müssen (Wapler 2024). 

 
1 Ich schreibe sowohl von (ungewollt) Schwangeren als auch von Frauen. Dies tue ich, da restriktive Abtreibungsgesetze im 

Zusammenhang mit dem Sexismus zu betrachten sind, der von unserem binären Geschlechtersystem ausgeht. In unserer 

patriarchalen Gesellschaft zielen überwiegend cis-männliche Gesetzgeber auf die Bevormundung und Kontrolle weiblich 

gelesener Personen und deren Körper ab (Doctors for Choice Germany e. V. 2026). Zudem beschreibt Silvia Federici Frau 

als eine Kategorie, die unter großen Differenzen entstanden ist und sich beständig weiterentwickelt. Gerade weltweite 

und generationenübergreifende Kämpfe um das Recht auf Abtreibung beeinflussen fortlaufend, was es heute bedeutet, 

eine Frau zu sein (Federici 2020, S. 10f). Mit der Verwendung des Begriffs Frauen möchte ich also keinesfalls das Erleben 

von Menschen mit Gebärmutter, die nicht als Frauen gelesen werden möchten, herabsetzen. Vielmehr liegt es mir daran, 

die Bedeutung und das Wachsen der Kategorie Frau im Kampf um reproduktive Selbstbestimmtheit zu betonen.  
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Im Februar 2025 scheiterte die Entkriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen bis zur zwölften 

Schwangerschaftswoche (Deutscher Bundestag 2025). Der Rechtsausschuss des Bundestages ent-

schied, den entsprechenden Gesetzentwurf (20/13775), der den Empfehlungen der von der damaligen 

Bundesregierung aus SPD, Grünen und FDP einberufenen Kommission zur reproduktiven Selbstbe-

stimmung und Fortpflanzungsmedizin folgte (Deutscher Bundestag 2024; Brosius-Gersdorf 2024), nicht 

zur Abstimmung zu stellen. Für die notwendige Sondersitzung des Ausschusses fehlte vor allem auf-

grund des Widerstands der Union und der FDP die parlamentarische Mehrheit (Borochowitsch 2025). 

Während wissenschaftliche Auseinandersetzungen zunehmend Perspektiven reproduktiver Gerechtig-

keit und strukturelle Ungleichheiten aufgreifen, bleibt die politische Regulierung stark auf die Gegen-

überstellung von Lebensrecht und Selbstbestimmungsrecht fokussiert (Wiesnet 2026). Dabei sprechen 

sich laut einer repräsentativen Bevölkerungsumfrage aus dem Jahr 2024 über 75 % der deutschen Bür-

ger:innen für eine zukünftige Regelung außerhalb der Strafgesetzgebung aus (Bundesministerium für 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2024).   

Nicht nur gesellschaftliche und politische Diskurse sind von der gesetzlich konstruierten Dichotomie 

zwischen Schwangerer und Embryo beeinflusst, sondern auch die Deutungen professioneller Akteurin-

nen im Feld des Schwangerschaftsabbruchs. Dieser Beitrag untersucht die Positionierungen von Bera-

terinnen und Ärztinnen. Im Fokus steht die Frage, wie professionelle Akteurinnen eine (frühe) Schwan-

gerschaft und deren Abbruch deuten. Nach der Erläuterung des methodischen Vorgehens wird hierzu 

die historische Entwicklung der Kriminalisierung von Abbrüchen dargestellt. Darauf folgen die empiri-

schen Deutungsmuster der Ärztinnen und Beraterinnen, die mit einem Fazit abgeschlossen werden. 

Dabei zeigt sich, dass sich sowohl die Felddeutungen als auch die Selbstverständnisse der Interviewten 

im Spannungsfeld zwischen Lebensrecht und Selbstbestimmungsrecht bewegen und sie zugleich von 

Widersprüchlichkeiten, Uneindeutigkeiten und Unsicherheiten gekennzeichnet sind. Eine grundsätzli-

che Infragestellung des gesetzlich konstruierten Konflikts bleibt weitgehend aus. 

Zum methodischen Vorgehen 

Der Beitrag präsentiert Teilerkenntnisse meines Promotionsprojekts, das sich mit dem staatlichen 

Zugriff auf Frauen und reproduktive Körper am Beispiel der Reglementierung des Schwangerschaftsab-

bruchs befasst. Die Arbeit orientiert sich an der Methodologie der reflexiven Grounded Theory (Strauss 

und Corbin 1996; Breuer et al. 2018) und zielt darauf ab, eine Theorie mittlerer Reichweite zu subjektiven 

Deutungsmustern im Kontext staatlicher Einschränkungen zu entwickeln.  

Als sensibilisierendes Konzept (Blumer 1954) dient Bob Jessops (1990) Konzept der strukturellen 

Selektivität des Staates. Jessop versteht den Staat als ein umkämpftes Ensemble sozialer Kräfteverhält-

nisse. In diesen Kämpfen um Hegemonie privilegiert der Staat jene Akteur:innen, deren Interessen und 

Strategien zur Reproduktion der bestehenden Strukturen beitragen, während er Interessen, die sich als 

weniger kompatibel mit dieser Struktur erweisen, marginalisiert (Jessop 1990). In Anknüpfung an Birgit 

Sauer (2008) lässt sich diese Selektivität als geschlechtlich strukturiert verstehen. Durch die gezielte 

Beschränkung von Schwangerschaftsabbrüchen produziert der Staat reproduktive Unsicherheit, die 

Sauer als eine geschlechtsspezifische Form von Gewalt konzeptualisiert (Sauer 2008, S. 94f.).  

Das empirische Material bildeten problemzentrierte, leitfadengestützte Interviews (Witzel 2000) mit 

professionellen Akteurinnen des Feldes, die zwischen Januar und April 2020 geführt wurden. Interviewt 

wurden Beraterinnen des katholisch orientierten Trägers Donum Vitae und des freien Trägers pro familia 

sowie Ärztinnen, die Beratungen oder Abbrüche anbieten. Auffällig war, dass sich auf Interviewanfragen 

an zentrale Einrichtungen und Sammel-E-Mail-Verteiler ausschließlich Cis-Frauen für ein Interview bereit 
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erklärten. Diese wichtige Erkenntnis über das Feld soll durch die Verwendung der weiblichen Schreib-

form sichtbar bleiben. Weiterhin anonymisierte ich alle Klarnamen über die Anrede Frau und setzte 

dann einen Buchstaben von A bis Z, wobei ich darauf achtete, dass der zugeordnete Buchstabe nicht 

mit dem realen Anfangsbuchstaben des Vor- oder Nachnamens der Interviewten übereinstimmte.  

Die empirische Analyse erfolgte mithilfe eines regelgeleiteten Kodierverfahrens (Breuer et al. 2018). 

Die Positionierungen der professionellen Akteurinnen wurden entlang von Felddeutungen und Selbst-

deutungen analysiert. Die Felddeutung umfasst, wie die Interviewten das Feld als strukturiert erachten. 

Die Selbstdeutung bezieht sich darauf, wie sie ihre eigene Rolle als professionell oder aktivistisch Han-

delnde innerhalb dieser Struktur erleben. Ergänzend führte ich Dokumentenanalysen mit Stellungnah-

men, Gerichtsentscheidungen, Gesetzentwürfen und Gesetzestexten durch. 

Die historisch gewachsene Kriminalisierung 

Die Frage, ab wann bei einer Schwangerschaft von schützenswertem Leben gesprochen werden kann, 

ist historisch gewachsen und medizinisch, moralisch sowie gesellschaftlich hochumstritten (Busch 

2015). Schwangerschaftsabbrüche sind seit 1871 mit der Gründung des Deutschen Kaiserreichs im 

Strafgesetz verankert und zählten zu den „Verbrechen und Vergehen wider das Leben“ (Busch 2015, 

S. 19). In den Jahrhunderten zuvor orientierte sich die staatliche Gesetzgebung an dem kirchlichen 

Prinzip der Sukzessivbeseelung, dem zufolge der männliche Fötus ab dem 40. Tag und der weibliche 

Fötus ab dem 80. Tag nach der Empfängnis als beseelt galt und zuvor als Teil des Körpers der Schwan-

geren verstanden wurde (Usborne 2002, S. 298; Busch 2015, S. 20). Eine Abtreibung in der ersten 

Schwangerschaftshälfte wurde entsprechend milder geahndet als in der zweiten, in der sie als Kinds-

tötung verfolgt wurde (Busch 2015, S. 20). 

Mit dem 1. Vatikanischen Konzil 1869 setzte sich das Prinzip der Simultanbeseelung durch, dem 

zufolge der Fötus ab dem Zeitpunkt der Empfängnis als beseelt gilt. Diese Verschiebung war nicht pri-

mär dem Schutz des Ungeborenen geschuldet. Vielmehr passte in die Dogmatik der „unbefleckten Emp-

fängnis“ nicht das Bild einer Maria, die sich trotz der Möglichkeit eines Schwangerschaftsabbruchs 

gleichsam vernunftlos für die Fortführung einer außerehelichen Schwangerschaft entschieden hätte 

(Busch 2015, S. 21). Parallel dazu prägten Erkenntnisse der embryologischen Forschung das Verständnis 

des Fötus zunehmend als eigenständiges Wesen. In der Verbindung dieser religiösen und wissenschaft-

lichen Deutungen wurde dem Ungeborenen der Status eines „künftigen Bürgers“ zugeschrieben, den 

es von Beginn der Schwangerschaft an zu erhalten galt (Bergmann 2023). 

Die gesellschaftliche und politische Auseinandersetzung über Schwangerschaftsabbrüche intensi-

vierte sich in der Weimarer Republik. Zur Zeit der Wirtschaftskrise nach 1930 ist von bis zu einer Million 

Abtreibungen pro Jahr auszugehen (Usborne 2002, S. 297). Trotz des strafrechtlichen Verbots verstan-

den ungewollt Schwangere einen Abbruch nicht als schambehaftet, sondern als Emanzipation von 

etwas Unerwünschtem (Usborne 2002, S. 309f.). Während des Nationalsozialismus betrieb der Staat 

eine rassistische und ableistische Abtreibungspraxis. Schwangerschaftsabbrüche bei Frauen, die in der 

menschenverachtenden NS-Ideologie als „wertvoll“ galten, wurden mit schweren Strafen bis hin zur 

Todesstrafe verfolgt, während als „minderwertig“ deklarierte Schwangere zu einem Abbruch mit 

anschließender Zwangssterilisation gezwungen wurden (Bock 2010 [1986], S. 169–173).  

Nach dem Nationalsozialismus entwickelte sich eine für Deutschland spezifische Tabuisierung (Berg-

hahn 1998b, S. 408f.). Konservative und fundamentalistische Akteur:innen schürten die Angst vor einem 

erneuten Abdriften ins Inhumane, falls die Rechtsordnung bereits die Menschenwürde des Ungebore-

nen preisgeben würde (Berghahn 1998b, S. 409). Das erste Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 



EL I S ABETH  W I ES N ET  

4 

 

1975 gegen eine Reglementierung außerhalb des Strafrechts in Westdeutschland nahm ausdrücklich 

Bezug auf den Nationalsozialismus und stellte das Gebot des lückenlosen Lebensschutzes als eine Lehre 

aus den Erfahrungen des Faschismus dar (Berghahn 1998a, S. 263). Das zweite Bundesverfassungs-

gerichtsurteil von 1993 verschärfte die Tabuisierung des Schwangerschaftsabbruchs weiter, indem es 

höchstrichterlich eine Schwangerschaft als „Zweiheit in Einheit“ (BVerfGE 88, 203) und einen Abbruch 

als Unrecht und Verstoß gegen das Leben festsetzte. Der Embryo wurde als gleichrangiges Gegenüber 

zur Schwangeren präsentiert, dessen Rechte zu jedem Zeitpunkt auf die gleiche Weise berücksichtigt 

werden müssen wie die eines geborenen Menschen. Der Gesetzgeber hat dadurch eine Schutzpflicht 

gegenüber dem Ungeborenen in jedem Stadium der Schwangerschaft inne (BVerfGE 88, 203). 

Auf dieser Grundlage erscheint eine ungewollte Schwangerschaft im deutschen Recht als Konflikt 

zweier gegenläufiger Rechtspositionen. Die Menschenwürde des Embryos und sein Recht auf Leben 

stehen im Konflikt mit den Rechten der Schwangeren auf Selbstbestimmung, körperliche Integrität, 

Gesundheit und Persönlichkeitsentfaltung (Wapler 2024). Friederike Wapler bezeichnet diesen gesetz-

lich konstruierten Konflikt als „einen patriarchalen Zaubertrick von beeindruckender Wirkungsmacht“ 

(Wapler 2024, S. 3). Für den Embryo geht es so nämlich grundsätzlich um sein Recht auf Existenz. Die 

Grundrechte der Schwangeren ordnet der Gesetzgeber diesem fundamentalen Recht unter. Dement-

sprechend spricht der deutsche Staat ein Unwerturteil gegenüber Schwangerschaftsabbrüchen aus, 

indem er sie generell als strafrechtbesetztes Unrecht definiert und Schwangeren prinzipiell die Pflicht 

auferlegt, ihre Schwangerschaft auszutragen (Wapler 2024, S. 3). Die Selbstbestimmung der Schwange-

ren dagegen ist im deutschen Rechtsdiskurs nachhaltig diskreditiert (Lembke 2024, S. 13). Damit insze-

niert die Staatsgewalt den Schwangerschaftsabbruch fortlaufend als abnormen, moralisch verwerfli-

chen und möglichst zu verhindernden Eingriff. Schwangere, die dennoch einen Abbruch wünschen, wer-

den nicht direkt durch strafrechtliche Verfolgung bestraft, sondern indem sie ein aufwendiges und hür-

denreiches Verfahren durchschreiten müssen (Oberlies 1992, S. 205). Dieses Verfahren umfasst unter 

anderem eine Zwangsberatung mit Wartefrist, das Ersuchen einer Kostenübernahme oder die Selbst-

zahlung sowie zahlreiche informationelle Barrieren und Desinformationen. Neben der Strafrechtsver-

ankerung wirken weitere, für Außenstehende oft unsichtbare strukturelle Hürden multipel ineinander 

(Wiesnet 2023).  

Deutungen einer frühen Schwangerschaft durch professionelle 

Akteurinnen 

Im Folgenden stehen die Deutungen und Positionierungen professioneller Akteurinnen hinsichtlich 

einer (frühen) Schwangerschaft und deren Abbruch im Fokus. 

Die Beraterinnen von Donum Vitae – „es ist Leben von Anfang an“ (Frau B) 

Die katholisch orientierten Beraterinnen von Donum Vitae verstehen eine Schwangerschaft als schutz-

bedürftiges Leben. Im Beratungsgespräch übermittelt Frau B folglich: „Es ist Leben und es ist ein Wesen, 

es ist eine Seele [...]. Das ist halt unsere Haltung hier jetzt bei Donum Vitae auf jeden Fall, dass wir sagen, 

es ist Leben von Anfang an“ (Frau B). Der Abbruch einer Schwangerschaft ist für die Beraterinnen ein 

Verstoß gegen das Leben. Diesbezüglich formuliert die Interviewte deutlich: „Was heißt Abbruch, es ist 

Tötung von Leben“ (Frau B). Bei den Erwägungen bezüglich des Fortgangs einer Schwangerschaft ist 

daher laut Frau I zu bedenken: „Es geht immer um Leben und Tod […]. Man setzt eine Schwangerschaft 
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fort und es entsteht nichts anderes wie ein Mensch oder es entwickelt sich ein Mensch weiter. Das ist 

so, sonst wäre es nicht so schwer“ (Frau I).  

In Politik und Gesellschaft sehen die Beraterinnen eine tiefgreifende Tabuisierung, die sie mit dieser 

Verbindung zum Tod begründen. Hierzu sagt Frau B: „Es [Schwangerschaftsabbruch] ist ein heißes 

Eisen, es ist ein Tabuthema. Hier geht’s um Tod, hier geht’s um, im schlimmsten Fall, Mord […], und das 

ist in unserer Gesellschaft ein absolutes Tabuthema.“ Auf ähnliche Weise begegnet Frau D dem Tabu 

der Abtreibung: „Wir wissen alle, dass es diese Schwangerschaftsabbrüche schon immer gegeben hat. 

Warum da nie jemand drüber spricht? Ja, weil es was mit Töten zu tun hat.“ Die Beraterinnen nehmen 

folglich an, dass der Großteil der Bevölkerung – ebenso wie sie selbst – eine frühe Schwangerschaft mit 

schützenswertem Leben gleichsetzt, das bei einem Abbruch getötet wird. Die aktuelle Strafrechtsver-

ankerung interpretieren die Beraterinnen als Folge dieser moralischen Verknüpfung von Schwanger-

schaftsabbruch und Tod. Hierzu sagt Frau G:  

„Wir sind trotz allem immer noch ein in dieser Hinsicht sehr konservativ geprägter Staat, 

und Abbruch hat was mit Tötung zu tun. Es ist nach wie vor eine Straftat, und so haben 

es die Politiker [sic] entschieden aufgrund der vorhandenen Mehrheiten. Und deshalb 

glaube ich schon, dass die Intention der Menschen, die dieses Gesetz damals gemacht 

haben, war, den Frauen diesen Weg so schwer wie möglich zu machen, in der Hoffnung: 

Ach ja, dann lassen sie es vielleicht.“ (Frau G) 

Auch Frau A sieht „unser politisches Konstrukt als eine Folge aus der Tabuisierung oder eine Folge aus 

der Spaltung der Bürger [sic].“ Sie vertraut darauf, dass das demokratische System in Deutschland den 

unterschiedlichen Haltungen zu Abbrüchen über eine geeignete Kompromisslösung gerecht werden 

kann. Ganz ähnlich meint Frau E: „Mit dem 218, 219, ich glaube […], dass das ein Riesending war, diesen 

Kompromiss zu finden, und es ist ja tatsächlich so ein Balanceakt zwischen der Freiheit der Frau und 

dem Recht des Ungeborenen, und ich glaube, dass es in Deutschland zur derzeitigen Situation keine 

andere Möglichkeit gibt.“  

Die gesetzliche Verpflichtung zur Beratung befürworten alle Donum Vitae-Beraterinnen, da sie diese 

„tatsächlich für unser christlich geprägtes Land passend“ (Frau E) erachten. Laut Frau G bietet die 

Beratung „die Chance, dass die Frau nochmal nachdenkt, und es ist die einzige Möglichkeit, um auch 

dem Kind nochmal eine Stimme zu verleihen.“ Auch die anderen Interviewten sehen in der 

Zwangsberatung die einmalige Chance, den gesetzlich fixierten Schutz des Ungeborenen umsetzen zu 

können. So sagt Frau D: „Ich halte diese Beratung für unerlässlich, weil das Leben zu schützen ist […]. 

Das hat man ja irgendwie im Grundgesetz verankert, und das ist ein Auftrag, den wir in der Beratung 

auch erfüllen.“ Ähnlich führt Frau F aus:  

„Ich habe mich gefragt, wie soll man sonst das Ungeborene schützen, was ja auch im 

Gesetz drinsteht. […]. Da steht das Recht der Frau drin und [die Pflicht], das ungeborene 

Leben zu schützen. Wie soll man das jetzt praktisch machen und da finde ich [die Bera-

tung] eigentlich als eine gute Möglichkeit, weil es sonst, glaube ich, mehr Frauen geben 

würde, die im Schock einen Schwangerschaftsabbruch machen würden.“ (Frau F)  

Die Beratung befindet sich also förmlich an einer Schnittstelle, an der sie den Bedürfnissen der Schwan-

geren und des Ungeborenen gleichermaßen gerecht werden kann. Genau wie in der rechtlichen Kon-

struktion gehen die Beraterinnen davon aus, dass das Lebensrecht des Ungeborenen und das Selbst-

bestimmungsrecht der Schwangeren als zwei gegensätzliche und miteinander konkurrierende Interes-

sen einander gegenüberstehen.  
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Die Beraterinnen von pro familia – Schwangerschaftsabbruch als Menschenrecht 

Die Beraterinnen von pro familia fokussieren die Möglichkeit eines Schwangerschaftsabbruchs als not-

wendigen Bestandteil einer geschlechtergerechten Gesellschaft. Frau K betont, dass Frauen autonom 

über den Fortgang ihrer Schwangerschaft entscheiden sollten, denn „es ist in einem demokratischen 

Land mit der Gleichberechtigung aller Geschlechter notwendig, dass die Frau selbst entscheiden darf. 

Gehört halt dazu.“ Ebenso versteht Frau L die alleinige Entscheidung von Frauen als unverzichtbares 

Element einer gleichberechtigten Gesellschaft:  

„Wir sind ein freies Land, wir sind ein gleichberechtigtes Land und Frauen haben diese 

Wahlfreiheit. Weil wenn man den Frauen diese Wahlfreiheit nicht gibt, dann hat man 

automatisch eine Geschlechterungleichheit, weil Männer nie die Situation bekommen, 

dass sie ungewollt schwanger sind. Ja, die können ungewollt Vater werden, aber das ist 

einfach anders, wie wenn es im eigenen Bauch passiert und wenn das Kind geboren 

wird und einfach im Zweifelsfall bei der Mutter bleibt. Also, so ein Vater kann einfach 

weg sein. Das ist auch in unserer Gesellschaft nach wie vor leider immer wieder mal der 

Fall. Und also von dem her ist das einfach ein ganz wichtiges Menschenrecht.“ (Frau L) 

Frau X hebt die gesundheitlichen Aspekte hervor, die ausschließlich Frauen erfahren:  

„Also ich finde, es ist immer auch der Unterschied, dass Schwangerschaftsabbruch – 

aber auch Schwangerschaft, also jetzt nicht nur der Abbruch – ist ein Gesundheitsthema 

bei Frauen. Das ist bei Männern kein Gesundheitsthema. Das berührt andere Fragen, 

ob ich Vater werden will oder nicht, aber das hat keine körperlichen Auswirkungen. Das 

macht nichts mit dem Körper, das ist kein Gesundheitsthema. Und ich finde, eine Frau 

muss entscheiden können, ob sie einen Abbruch will und die kleinen Risiken beim 

Abbruch.“ (Frau X)  

Im politischen Diskurs um die Reglementierung von Abbrüchen sehen die Beraterinnen das Ideal der 

Mutterschaft für alle Frauen wirkmächtig. Frau N sagt diesbezüglich: „Also es bleibt im Grunde immer 

dabei, dass die Mutterschaft eigentlich das Richtige ist und das andere, also nicht Mutter zu werden und 

einen Schwangerschaftsabbruch machen, eigentlich die Ausnahme ist. Und das wird sozusagen perma-

nent wiederholt in diesem Diskurs.“ Der Schwangerschaftsabbruch erscheint in diesem Diskurs als 

Normverstoß, der durch gesetzliche Maßnahmen sanktioniert werden soll. Die tiefgreifende Tabuisi-

erung von Schwangerschaftsabbrüchen in der deutschen Gesellschaft sehen die Beraterinnen nicht im 

Eingriff selbst begründet, sondern als Folge der Gesetzeskonstruktion. Hinsichtlich der Strafrechtsver-

ankerung meint Frau K: „Zur Tabuisierung trägt ja schon der § 218 bei, weil da ja eigentlich klar ist, dass 

das [ein Abbruch] eben eine Straftat ist, aber nicht geahndet wird.“ Und weiter führt die Interviewte aus: 

„Da [steckt] ja auch nochmal so ein Verbot drin, es untermauert das nochmal, dass das alles [rund um 

den Abbruch], was Böses ist, eigentlich ganz schlecht und nicht in Ordnung und wenn es unbedingt sein 

muss, aber ansonsten total verwerflich.“  

Das Strafrecht setzt somit die Position derer durch, die Schwangerschaftsabbruch als generelles 

Unrecht verstehen, und stellt diese Einstellung als scheinbar natürliche Eigenschaft des Eingriffs dar. So 

„trägt [das strafrechtliche Verbot] dazu bei, dass es ein schreckliches Gefühl ist für alle Beteiligten“ (Frau 

K). Der Gesetzgeber zielt laut Frau N auf die Tabuisierung von Abbrüchen, damit „Frauen sich schuldig 

fühlen, wenn sie es [einen Abbruch] machen.“ Das Strafrecht hat dementsprechend eine diszip-

linierende Funktion, indem es Frauen ihren scheinbaren Normverstoß vor Augen führt und ihre Gefühle 

hinsichtlich des Abbruchs lenkt. Die Beratungspflicht als zentrale Einschränkung in der deutschen 

Strafrechtsverankerung lehnen die Beraterinnen strikt ab.  
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Die beratenden Ärztinnen – ein moralisch ambivalenter Schritt 

Für die beratenden Ärztinnen ist ein Schwangerschaftsabbruch ein moralisch ambivalenter Schritt. Die 

Entscheidung für einen Abbruch bedarf als „ethische Frage“ (Frau O) umfassender Reflexion. Gleichzeitig 

muss ein gesetzlich garantierter Zugang unter Einhaltung der medizinischen Qualitätsstandards 

gewährleistet sein. Dazu sagt Frau O: „Also ich finde, man sollte schon immer gut überlegen, ob man 

abtreiben möchte und muss. Das ist schon – ja, ein Mini-Teil einfach von Tötung ist dabei. Aber es muss 

ordentlich zugänglich sein, und es muss ordentlich Informationen dazu geben, sodass sich Frauen frei 

entscheiden können.“ Weiter erachtet Frau O den Schritt zu einem Schwangerschaftsabbruch als „eine 

Entscheidung, die muss man sich gut überlegen, aber in einer Notsituation muss sie einfach zugänglich 

sein.“ Frau P möchte einen Abbruch nicht „als Lappalie hinstellen“, sondern die dem Eingriff inhärente 

Trauer und Konflikthaftigkeit hervorheben. Den Anblick von abgetriebenem Schwangerschaftsgewebe 

in einem fortgeschrittenen Stadium beschreibt die Interviewte als „schon ziemlich heavy.“ Dennoch 

betonen die Interviewten, dass Frauen selbstbestimmt über den Fortgang ihrer Schwangerschaft 

bestimmen sollten.  

Die aktuelle Gesetzeskonstruktion wird dieser Ambivalenz aus Sicht der Interviewten nicht gerecht. 

Sie führen die Strafrechtsverankerung auf den enormen Einfluss der katholischen Kirche auf politische 

Akteur:innen zurück. Laut den Ärztinnen streben bestimmte politische Kräfte ein Verbot von Abbrüchen 

an, „weil – es Leben ist und werdendes Leben ist Leben – und weil sie nicht den Unterschied sehen 

wollen zwischen einem geborenen Menschen und einem Embryo der sechsten Woche“ (Frau P).  

Die gegenwärtige Strafandrohung sehen die Interviewten als ausschlaggebend für die breite gesell-

schaftliche Dethematisierung, denn „das Strafgesetz ist natürlich nochmal eine andere Baustelle als 

irgendein anderes Gesetzbuch […] und das führt zur Tabuisierung natürlich“ (Frau Q). Trotz ihrer 

vehementen Ablehnung der Strafrechtsverankerung von Schwangerschaftsabbrüchen befürworten die 

Interviewten die strafrechtlich vorgeschriebene Pflicht zur Beratung. Hierzu sagt Frau O:  

„Also wissen Sie, der Mensch ist auch faul oder der macht auch gerne mal die Augen zu. 

Das trifft auch auf Frauen zu. Also natürlich […] kann jede selber entscheiden, aber man-

che Entscheidungen geschehen vielleicht doch in einem Kurzschluss und ohne genug 

nachgedacht zu haben, weil man verdrängen möchte. Der Verdrängungswunsch ist 

sehr groß, und dann ist dieser einmal notwendige Gang zu jemandem, der beraten 

kann, finde ich, doch eine Hilfe, um nochmal kurz anzuhalten und zu sagen: ,Ist es das, 

was ich will?‘ Und dafür finde ich das [die Beratungspflicht] gut.“ (Frau O) 

Ohne den gesetzlichen Zwang würden Frauen laut den Ärztinnen nach der Schwangerschaftsfest-

stellung sogleich einen Abbruch durchführen lassen. Um von den positiven Aspekten der Beratung pro-

fitieren zu können, bedürfen Schwangere aus Sicht der Interviewten daher des Zwangs zur Beratung.  

Die abbrechenden Ärztinnen – Schwangerschaftsabbruch als Teil weiblicher 

Lebensrealität  

Die Ärztinnen, die Schwangerschaftsabbrüche anbieten, halten eine ungewollte Schwangerschaft für ein 

Ereignis, das „so alltäglich zur Realität von Frauen gehört“ (Frau S). Frau R meint zu dieser beständigen 

Möglichkeit: 

„Ich denke, ungewollte Schwangerschaften gehören zu Frauenleben einfach dazu, hat 

es schon immer gegeben […]. Keine junge Frau soll sagen, wenn sie heterosexuell 

@lebt@: ‚Das kann mir nie passieren.‘ Also ich habe schon Pfarrerfrauen gesehen, die 

gesagt haben: ‚Na, ich bin ja gegen Schwangerschaftsabbruch, aber in meinem Falle ist 
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das gerade alles so schwierig und so kompliziert, ich muss das [einen Abbruch] jetzt 

machen lassen.‘“ (Frau R)  

Weiter beschreibt Frau R es als eine „Grundtatsache, dass es in Frauenleben vorkommt, dass sie 

[Frauen] ungewollt schwanger werden und das Kind nicht gebären wollen.“ Für die Interviewten gehört 

die Durchführung eines Abbruchs selbstverständlich zu ihren Aufgaben als Gynäkologinnen. So erklärt 

Frau U: „Ich kann jetzt auch nicht sagen, dass ich das [einen Abbruch] jetzt super gerne mache oder 

super ungern. Für mich gehört das einfach zu meinem Beruf so dazu.“ Laut den Ärztinnen haben Frauen 

nämlich das Recht darauf, eine ungewollte Schwangerschaft durch einen medizinisch hochwertigen 

Schwangerschaftsabbruch beenden zu können.  

Die strafgesetzliche Reglementierung fungiert jedoch als Instrument, um diesen Schritt als abnorm 

zu stigmatisieren. Dies hält Frau S für „einfach unmöglich“, als ob „der Staat mit ins Schlafzimmer guckt“. 

Durch die Verankerung im Strafrecht wird der Schwangerschaftsabbruch „weiter tabuisiert und 

verstärkt tabuisiert und [die Gesetzgebung] trägt nicht dazu bei, dass bewusst und verantwortungsvoll 

damit umgegangen wird“ (Frau R). Aus Sicht „abtreibungsgegnerischer“ Akteur:innen geht es „bei allen 

Regelungen, die in Bezug auf Schwangerschaftsabbruch erlassen werden, nur darum, den Frauen das 

[einen Abbruch] schwerer zu machen. Das ist ja keine Frage“ (Frau T). Ganz ähnlich beschreibt Frau U: 

„Das Ziel [der Reglementierung] war, es den Frauen möglichst schwer zu machen.“ Nicht der gesetzlich 

festgeschriebene Schutz des Lebens ist demnach Ziel der gesetzlichen Einschränkung, sondern die 

Einschränkung von Frauen in ihrer selbstbestimmten Lebensgestaltung. Das Strafrechtskonstrukt 

„beschränkt Frauen, es kriminalisiert Frauen und Frauenärztinnen, macht ein schlechtes Gefühl und 

erschwert einfach den Zugang, den es ja dennoch gibt – und es verhindert in keiner Weise, dass unge-

wollte Schwangerschaften abgebrochen werden“ (Frau R). Die gesetzlichen Zugangsbeschränkungen für 

einen straffreien Schwangerschaftsabbruch sind gezielt stressintensiv gestaltet und erfüllen eine 

entlastende Funktion für die Politik, da sie suggerieren, dass „wir alles getan [haben], um das [einen 

Abbruch] zu verhindern. Die Frau ist ja sogar noch beraten worden und sie hat sich trotzdem dann 

gegen die Schwangerschaft entschieden. So als ob die Frau das nicht vorher schon von allein weiß, dass 

sie nicht schwanger sein möchte“ (Frau U). Gemäß Frau U fungiert vor allem die Beratungspflicht als 

entscheidende Hürde, „um es den Frauen möglichst schwer zu machen, in der Annahme oder in der 

Hoffnung, die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche zu reduzieren.“ Laut Frau S ist diese „ein 

Widerspruch an sich, weil sozusagen eine Pflichtberatung ist, natürlich […] keine gute Voraussetzung für 

eine gute Beratung.“ 

Fazit: Die Wirkungsmacht des Strafrechts 

Abschließend zeigt sich, dass die Positionierungen der professionellen Akteurinnen vom Strafrecht 

geprägt, jedoch nicht deckungsgleich mit der Gesetzesformulierung sind. Es tritt ein breites Spektrum 

an Deutungen einer frühen Schwangerschaft auf – vom ungeborenen Kind bis hin zu einem Ereignis, 

das zur Lebensrealität von Frauen gehört. Während die Beraterinnen von Donum Vitae und die bera-

tenden Ärztinnen eine frühe Schwangerschaft als schützenswertes Leben verstehen, betonen die Bera-

terinnen von pro familia und die abbrechenden Ärztinnen die Selbstbestimmung von Frauen über ihre 

Körper. Entsprechend reichen die Deutungen eines Schwangerschaftsabbruchs von der Tötung oder 

gar dem Mord über ein moralisch ambivalentes Ereignis bis hin zu einer selbstverständlichen Option 

der Lebensgestaltung und einem Menschenrecht. Akteurinnen, die den Schutz des Ungeborenen beto-

nen, sehen in der bestehenden Gesetzeskonstruktion insbesondere die Beratungspflicht als zentrales 

Instrument zur Umsetzung des gesetzlich fixierten Lebensschutzes.   
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Trotz dieser Unterschiede bewegen sich die Positionierungen der Beraterinnen und Ärztinnen weit-

gehend innerhalb der strafrechtlich konstruierten Konfliktfigur zwischen dem Lebensrecht des Embryos 

und dem Selbstbestimmungsrecht der Schwangeren. Eine grundsätzliche Infragestellung dieser Dicho-

tomie bleibt selten. 

Damit verweist die Analyse auf die prägende Wirkung der strafrechtlichen Regulierung von Schwan-

gerschaftsabbrüchen. Das Strafrecht strukturiert nicht nur politische und gesellschaftliche Debatten, 

sondern auch die Deutungen professioneller Akteurinnen im Feld. Der Schwangerschaftsabbruch 

erscheint so selbst dort als moralisch konfliktbehaftet und rechtlich begrenzt, wo seine Durchführung 

im beruflichen Alltag der Akteurinnen regelmäßig ermöglicht wird. Dies kann wiederum entscheidend 

beeinflussen, wie ungewollt Schwangere, die auf diese professionellen Akteurinnen unbedingt 

angewiesen sind, einen Schwangerschaftsabbruch erleben. Letztlich ist die Erfahrung eines Abbruchs 

damit wesentlich durch das Strafgesetz strukturiert.  
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